
schreiten und einen Auftritt verhin­
n. «Wie man nun sieht, bleibt auch 
den Profis ein gewisses Risiko», sagt 
thrich der BaZ. Ein Formationsflug 
ir der Stadt sei «ein No-Go». 
Auch SP-Grossrätin Tapja Soland 
sert ihre Besorgnis: «In künftigen 
,en muss mari sich das sehr genau 
chauen.» Ein Flug über der Stadt sei 
1t das Gleiche wie über ländlichen 
>ieten. 
Aufseiten der Bürgerlichen will man 
essen nichts von einem Verbot wis­
. So betont LDP-Grossrat Heiner 
:her, ein reiner Überflug, wie er ani 
:oo durchgeführt wurde, sei «nicht 
cel». In den Niederlanden sei der F-5-

Ti~er bei einem Manöver abgestürzt. 
«Da ist das Risiko natürlich viel höher.» 

Wie die Zukunft· der Patrouille 
Suisse aussieht, ist offen. Das Eidgenös­
sische Departement für Verteidigung, 
Bevöllcerungssch9tz und Sport (VBS) 
wird voraussichtlich. am kommenden 
Mittwoch entscheiden, ob die geplan­
ten weiteren Auftritte der Patrouille 
Suisse stattfinden. 

Zwei Untersuchungen eingeleitet 
Inzwischen ist eine Schweizer Dele0 

gation, darunter zwei Untersuchungs­
richter der Militärjustiz, am Unfallort 
eingetroffen. Wie die niederländischen 
Behörden gestern mitteilten, werden 

1it einer farbenfrohen Eröffnungszeremonie begann vor 80000 Zuschauern im 
)end die Fussball-Europameisterschaft in Frankreich. Bei der Show 
ischer Musik. Danach rollte der Ball im Eröffnungsspiel Z"!fischen dem Gast­
~edaktionsschluss beendet wurde. In der Gruppe A trifft die Schweiz heute 
s wird ein heisses Duell erwartet. sd Foto Keystone Seiten 2, 37, 38, 39, 40 
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Je Bilder vom Meisterfälscher im «Ramada Plaza» 

ochen Schmid 
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Leinwand gebracht und zu Hunderten 
de~ G~ler~en u~~erg_ej:1~.o/~: B~ltracchi 

sowohl die Niederlande wie auch die 
Schweiz eine Flugsicherheitsuntersu­
chung durchführen. Beide in den Crash 
verwickelten Piloten seien bereits ein­
vernommen worden. Sie sind mittler­
weile in die Schweiz zurückgekehrt. 
Das Wrack des in einen Teich abgestürz­
ten F-5-Tiger wurde zur Bergung frei­
gegeben. 

Der Pilot, der sich nach der Kollision 
in der Luft in letzter Sekunde mit dem 
Schleudersitz gerettet hatte und in 
einem Gewächshaus gelandet war, hat 
gemäss VBS einen Bruch in einem Fuss 
sowie leichte Verletzungen erlitten. Es 
gehe ihm «den Umständen entspre­
c. end gut». Seiten 19, 21 

Basel. Der Basler Erziehungsdirektor 
und LDP:Nationalrat Christoph Eymann 
hat im Vorfeld auf die Bildungsdebatte 
im Nationalrat stark für mehr Bildungs' 
gelder lobbyiert. Vergeblich. Im Inter­
view mit der BaZ zeigt er sich enttäpscht 
über den Entscheid des Bundesrates, 
und des Nationalrates, die Mittel riur 
um 2 statt 3,2 Prozent erhöht zu haben. 
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Eymann befürchtet eine QuiJ.litäts­
einbusse bei der Bildung: «In Shanghai 
und Singapur werden trotz ärmeren 
Volkswirtschaften enorm viele Mittel in 
die Bildung investiert. In zehn, zwanzig 
Jahren werden die uns überholen. Das 
ist schlecht für unsere Jugend», sagt er. · 
Eymann hofft nun auf einen Kompro­
miss des Ständerats. ale Seite 4 
---~------c,,'7/ 

Rheinfelden ist Tour-Etappenört· 

Baarr/Rheinfelden. Morgen beginnt 
· mit dem Prolog .in Baar die 'Tour '.de 
Suisse. Am Montag statte~ die Re.rmfah­
rer samt Entciurage der Region Basel 
einen Besuch ab. Die dritte Etappe über 
193 Kilometer wird in Rheinfelden ent­
schieden, nach einer Extrarunde mit 
einigen giftigen Steigungen im Fricktal. 

Für Fabian Cancellara wird es der 
letzte Auftritt an der eigenen Landes­
rundfahrt sein - der 35-jährige Berner 
beendet diese Saison seine Karriere. 
Den Prolog in Baar nimmt Cancellara 
als Favorit in Angriff. Diese Rolle ist 
nicht neu, die Wahrnehmung hingegen 
schon. ch/sd· ,Seiten 26, 36 . 
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1g der Zuwanderungs-Initiative , 
ut EU-Kommissarin Marianne 
!n nicht möglich. Er sei mit der 
1enfreizügigkeitnicht vereinbar. 
er Inländervorrang bedeutet eine 
arinierung von EU-Bürgern. Ich 
la auch überhaupt keinen Mehr­
für den gemeinsamen euro­
.en Arbeitsmarkt, an dem die 
fa mit der Personenfreizügigkeit 
ipiert», sagte Thyssen im Inter­
llit der Schweizer fllustrierten. 

von 11eimur 11uoacner 

Pierre Aubert war als Ständerat ein 
brillanter Debatter gewesen. Im 
Bundesrat ging das verloren. Als ob er 
sein Amt mit angezogener Handbremse 
ausgeübt hätte. 

Der charmant liebenswürdige 
PierreAubert versprach eine dynami­
sche Aussenpolitik zu machen. Als ers­
ter Bundesrat besuchte er in Afrika ein 
paar Länder. Und kassierte dafür Prü­
gel. SVP-Nationalrat Walther Hofer, 
Historiker an der Universität Bern, 
stauchte ihn zusammen: «Was haben 

Film.tage bat ich ihn um eine kurze 
Pressekonferenz, um 14 ausländische 
Kulturattaches zu begrüssen. Sofort 
sagte er mir zu. Dann wieder ab, als ich 
ihm versicherte, selbstverständlich 
kämen Journalisten von Presse, R.adio 
und Fernsehen. «Dann komme ich 
nicht.» Er hielt Wort. Adolf Ogi hätte 
abgesagt, wenn keine Medienleute auf­
geboten worden wären. 

........... r .. -... ... o- - ................................. _ .................................................... ....,o 

im Bundesratsjet sofort nach Bern 
zurück. Er habe zu tun, entschuldigte 
ersieh. 

.......... J .... - .................................................... C, ..... 0 .......... - ......... . 

Peter Amstutz, damals Bundeshaus­
redaktor der BaZ, hatte Aubert nach 
Bukarestbegleitet. Und erlebte, wie 
er mir erzählte, einen souveränen 
Aussenminister. Im Ausland ist er 
ohne Bundeshausschatten wie befreit 
aufgetreten. 

reits im Juli 2014 hatte die 
iiz bei der EU formell das Begeh­
ir Anpassung des Freizügigkeits­
unens an die neue Verfassungs-
1mung eingereicht. Die EU wies 
schon damals deutlich zurück. 

· wir überhaupt in Afrika verloren?» Der 
nicht sehr robuste Aubert muss dabei 
den Mun:im aufgegeben haben, etwas 

Willy Ritschard hätte 
an Pierre Auberts 
Steile aus mir 
Hackfleisch gemacht 

Nach solchen und weiteren Ent­
täuschungen hängte es mir aus. Ich 
riskierte, was nicht unbedingt Sache 
des Parteipräsidenten ist. Ich riet 
Aubert beim Interview mit La Liberte 
in Freiburg zum Rücktritt. In der Frak­
tion fielen mir fast alle, die über ihn 
geflucht hati:en, in den Rücken. Das, 
mache man einfach nicht, was ja 
stimmte. Nur Pierre Aubert versi­
cherte mir seine Freundschaft. Nach 
der Sitzung waren wir zum traditio­
nellen Weihnachtsessen eingeladen. 
Aubert half mir in den Mantel, sass 
neben mir und schenkte den Weiss­
wein ein. Dieser liebe Mensch war 
nicht mal böse geworden. Ritschard 
hätte an seiner Stelle aus mir Hack­
fleisch gemacht. 

Auberts Nachfolger war SP-Bundes­
rat Rene Felber. Er fällte einen ersten 
personellen Entscheid. Auberts Staats­
sekretär Edouard Brunner war ein Dip­
lomat der Extraklasse. Den könne er 
nicht behalten. Brunner sei faktisch im 
Departement der Chef gewesen. Und 
könne sich kaum wieder als Nummer 
zwei unterordnen. Felber bot ihm einen 
Botschaftsposten an. Dann wollte er 
nach Paris. «Nein», meinte Felber, «das 
ist mir zu nahe, dann habe ich Sie jede 
Woche im Büro.» Brunner wurde Bot­
schafter in Washington. 

. März hat der Bundesrat seine 
tläge für die Umsetzung der Initi­
rorgelegt. Obwohl von der Verfas­
rerlangt, ist der Inländervorrang 
nsetzungsvorschlag des Bundes­
cht ausdrücklich enthalten. SDA 

-

· zu wagen. 
Bundesräte sind in ihrer Partei und 

Fraktion Meinungsmacher. Nicht so 
Aubert. Neben Willi Ritschard wirkte er 
blass und unsicher. Aubert hielt in der 
Fralztion seine beste Rede, als er seine 
Rede ankündigte. 

Arl der Trauerfeier für den 1986 
ermordeten schwedischen Minister­
präsidenten Olof Palme vertrat Aubert 
den Bundesrat, ich die Partei. Arl­
schliessend gab es für die gut Hundert 
Staats- und Regierungschefs einen 

Nach seinem Rücktritt vernahm ich 
von seiner Sekretärin: «Mein Chef hat 

» 

Der blendende Ständerat Pierre 
Aubert war als Bundesrat eine ideale 
Fehlbesetzung gewesen. 
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iorgeausgleich bei 
eidung neu geregelt 

Nicht mehr Geld für die Bildung: Basler Erziehungsdirektor Christoph Eymann ist enttäuscht 

Ab dem 1. Januar 2017 gelten . 
=legeln zur Aufteilung der 
rgeguthaben im Falle einer 
:Jung. Davon profitieren Frauen 
länner, die wegen der Betreuung 
nder nicht erwerbstätig waren. 
sind sie bei einer Scheidung oft 
:hteiligt. Bestehende Renten aus 
·igen Scheidungsurteilen können 
bestimmten Voraussetzungen in 
rgerenten nach neuem Recht 
Vllandelt werden. SDA 

~einsam gegen 
Sport 

Gegen das Rowdytum an Sport­
,en soll die Schweiz auch künftig 
iniert mit anderen europäischen 
m vorgehen. Der Bundesrat hat 
wision eines entsprechenden 
iinkommens genehmigt. Die 
rnichner des «Anti-Hooligan»­
nmens verpflichten sich, durch 
teihe von Vorkehrungen für die 
rheit der Zuschauer von Sport­
staltungen zu sorgen. SDA 

ienentwurf zur 
,~initiative in Arbeit 
Der Bundesrat will dem Volk 
direkten Gegenvorschlag zur 
nitiative unterbreiten. Er hat das 
hrsdepartement UVEK mit einer 
rechenden Vernehmlassungs-
Je beauftragt. Mit dem Begehren 
1 die Initianten erreichen, dass 
Velowege erstellt und betrieben 
m. «Der Bundesrat unterstützt die 
hrspolitische Gleichstellung des 
:irkehrs mit dem Fussverkehr und 
Nandern, lehnt darüber hinausge­
, Forderungen aber ab», heisst es 
:lr Mitteilung von gestern. SDA 

1tesumsse mischt sich 
a.irmed-Revision ein 
, Die Revision des Ärztetarifs 
,d droht zu scheitern. Nun will der 
:enkassenverband Santesuisse, 
eh nicht an der Revision beteiligt 
einen eigenen Vorschlag beim 

esamt für Gesundheit einreichen. 
1suisse schlägt vor, bei den Arzt­
, für ambulante Behandlungen 
g auf Pauschalen zu setzen. 
rch werde eine effiziente 
mgserbringung belohnt. SDA 

foigung aufgrund 
toh!ener Daten 
. Trotz Kritik hält der Bundesrat 
lan fest, die Regeln zurSteuer-
1ilfe zu lockern. Die Schweiz soll 
ig auch auf Basis gestohlener 
daten Amtshilfe leisten. Im 
ment dürfte das Projekt einen 
eren Stand .haben: SVP, FDP und 
1aben sich in der Vernehmlassung 
gen ausgesprochen. Dafür sind 
irüne und BOP. SDA 

VonAlessandra Paone 

BaZ: Christoph Eymarm, Sie haben im 
Vorteid auf die Biidungsdebatte im Nati­
onalrat stark für mehr Geld !obbyiert. 
Vergeblich. Warum sind Sie mit Ihrem 
Anliegen gescheitert? 

Ctnrüs'l:ll)plh Eymann: Finanzpoli­
tische Argumente standen im Vor­
dergrund. Eine Mehrheit der bürger­
lichen Parteien hat die ausgegliche­
nen Finanzen zum Hauptthema 
gemacht. Stichwort Stabilisierungs­
programm: Man war der Meinung, 
auch die Bildung solle Opfer bringen. 

Es war also kein Votum gegen die 
Bildung? 

Lustigerweise hat niemand gesagt: 
Wir brauchen keine Bildung. Erst am 
Schluss der Debatte, allerdings nicht 
im Plenum, warf Thomas de Courten 
von der SVP die Frage auf, ob die 
zusätzlichen Mittel in den letzten 
Jahren auch zu einem volkswirt­
schaftlichen Nutzen geführt haben. 

Offensichtlich herrscht die Ansicht vor, 
dass mehr Mitte! nicht unbedingt zu 
einer besseren Biidungsqualität führen. 

Ich beschäftige mich seit fünfzehn Jah­
ren ganz intensiv 'mit diesem Thema. 
Es kommen laufend ganz neue Heraus­
forderungen auf uns zu. Big Data ist 
eine davon und sehr wichtig für die 
Zusammenarbeit mit der forschenden 
Industrie. Das zweite Stichwort dort ist 
die personalisierte Medizin, die auch 

. von den Basler Pharma-Unternehm.en 
stark verfolgt wird und wegweisend 

. sein kann für die Zukunft. Die 
Grundlagenforschung an der Uni ist 
dazu enorm wichtig. All diejenigen, 
die jetzt sagen, das Geld reiche, sollen 
sich doch einmal erkundigen, was jn 
Shanghai und Singapur passiert. Trotz 
ärmeren Volkswirtschaften werden 
dort sehr viele Mittel in die Bildung 
investiert. In zehn, 20 Jahren werden 
die uns überholen. Das ist schlecht für 
unsere Jugend; wir müssen heute 
schon die Weichen stellen. 

«Die Universität hat nicht 
als einzigen Auftrag, 
die Volkswirtschaft zu 
unterstützen.» 
Sie befürchten eine Qualitätseinbusse?­

Die Ziele des Bundesrats sind höhe­
. re. Berufsbildung, wissenschaftlicher 
Nachwuchs, mehr Ausbildungsplätze 
in der Humanmedizin und Innova­
tion. Dafür hatte er in einem ersten 
Moment 3,2 Prozent mehr Mittel vor­
gesehen, hat diese dann aber auf zwei 
Prozent reduziert. Die Ziele sind 
jedoch dieselben geblieben. Bei der 
Berufsbildung werden jetzt die Kan­
tone in die Lücke springen müssen. 
Viele Kantone, wie zum Beispiel 
Baselland, haben aber Sparpro­
gramme. Einmal .mehr befiehlt der 
Bund etwas und ausbaden müssen es 
dann die Kantone. 

l-ll@ffl a1U1f de111 S11:ä1111derar1:. LDP-Nationalrat und Erziehungsdirektor Christoph 
Eymann hat vergeblich für mehr Bildungsgelder lobbyiert. Foto Lucian Hunziker 

Sie haben den Vergleich mit dem 
Ausland angebracht. Nationalrats­
präsidentin Christa Markwalder sagte 
am Donnerstagabend an einem Podium 
in lnterlaken, die Schweiz investiere im 
internationalen Vergleich immer noch 
überproportional in die Bildung.· 

Das stimmt eben nicht. Die Pisa­
Studien zeigen, dass asiatische Staa­
ten, wie etwa Singapur oder auch 
Südkorea, vorne liegen. Sie sind sehr 
ehrgeizig und wollen weiterkommen. 
Sie sind überzeugt, dass man auch in 
der Wirtschaft nur über die Bildung 

' zur Weltspitze vordringen kann. 
Natürlich starten diese Staaten nicht 
vom selben Ausgangspunkt wie die 
Schweiz-wir sind Weltspitze. Unsere 
Befürchtung ist aber, dass wir diese 
Position verlieren zulasten von unse­
ren Kindern und Grosskindern. 
Gerade die SVP, die am Donnerstag 
auf dem Schlauch stand, hat mit 
ihrer Masseneinwanderungs-Initia­
tive bewirkt, dass Fachkräfte künftig 
nicht mehr in die Schweiz einwan­
dern können. Wir können nicht mehr 
in derselben Dimension Ärzte aus 
Deutschland holen.· Die Ausbildun~ 

eines Arztes kostet eine Million Fran­
ken. Diese hat bisher Deutschland 
gezaltlt, jetzt müssen wir sie bezah­
len. Also brauchen wir mehr Geld. 

Hat die Bildung bei den Bürgerlichen 
einen niedrigeren Stellenwert als bei der 
Linken? 

Geht man von der gestrigen Debatte 
aus, dann kann man diesen Schluss 
\ziehen. Die Parteispitzen würden dies 
natürlich bestreiten. 

Als Liberaler müsste es auch in ihrem 
Interesse sein, die Kosten möglichst tief 
zu halten. 

Selbstverständlich. Das mache ich ja 
auch seit fünfzehn Jahren in meinem 
Departement. Ich helfe mit, dass wir 
in Basel eine gute Staatsrechnung 
haben. Arldererseits ist es gelungen, 
gerade bei der Universität Basel 
wesentlich mehr Mittel zu generie­
ren, auch dank Baselland. Der Bun­
desrat hat die Opfersymmetrie 
schlecht angewendet, weil er die Bil­
dung einseitig benachteiligt hat. 

In welchen Bereichen hätten Sie statt­
dessen gespart? 

Bei den grossen Ausgabenposten, die 
auch vierjälrrige Themen haben. 

Zum Beispiei? 
Es ist Aufgabe des Bundesrates, dies 
zu prüfen. Meine Aufgabe als Legis­
lativpolitiker ist es, darauf hinzuwei­
sen, dass wir bei der Bildung einen 
Schwerpunkt hätten setzen müssen. 

Was bedeutet dieser Beschluss nun 
konkret für die Biidungsinsfüutionen? 

Die ETH hatte schon im Vorfeld auf 
die Debatte ein Sparprogramm ange­
kündigt. Ich fürchte, dass auch der 
Standort Basel davon betroffen sein 
wird. Auch die Universität Basel muss 
mit geschätzten 3,5 Millionen Fran­
ken weniger Erhöhung pro Jahr rech­
nen. Hinzu kommt, dass es mehr 
Studierende gibt. Mit der Fachkräfte­
Initiative, die wir alle so toll finden, 
wollen wir ja die Ausbildung einhei-
. mischer Fachkräfte stärker fördern. 
Mit diesen Mitteln ist das aber nur 
beschränkt möglich. Es wäre wün­
schenswert, dass der Ständerat einen 
Kompromiss vorschlägt. Interessant 
ist auch, wie sich die Wirtschaft jetzt 
verhalten wird, nachdem praktisch . 
alle Wirtschaftsverbände sich für eine 
höhere Erhöhung ausgesprochen hat­
ten. Eine gewisse Dynamik ist also 
noch zu erwarten. Ich werde auch 
noch das· Gespräch mit Ständerats­
mitgliedern suchen. 

Sie lobbyieren also weiter? 
Natürlich. Als Präsident der schwei­
zerischen Erziehungskonferenz, ehe­
maliger Präsident der schweize­
rischen Universitätskonferenz und 
Bildungsdirektor von Basel-Stadt 
kann ich nicht sagen: Das ist okay so. 

Es wurde vorgeschlagen, bei den kom­
plexen Strukturen der Hochschulen zu 
sparen .. 

Das ist auch so eine abgedroschene 
Phrase. Die Strukturen· der Hoch­
schulen weisen zum Teil jahrhun­
dertealte Traditionen auf. Diese 
kann man zwar ändern, ein bisschen 
herunterfahren, man spart damit 
aber nicht Millionen. Fehlende Mit­
tel können nicht kompensiert wer­
den, indem man zwei Sekretariats­
stellen und eine Professur streicht. 
Um massiv sparen zu können, müss­
ten ganze Bereiche geschlossen wer­
den. Würde man zum Beispiel die 
theologische Fakultät schliessen, 
wäre die Einsparung vielleicht ein 
kleiner einstelliger Millionenbetrag, 
der Schaden, den man eh,er 556-jäh­
rigen Fakultät damit zufügen würde, 
wäre aber immens. Eine Universität 
hat nicht als einzigen Auftrag, die 
Vollcswirtschaft zu nähren und zu 
unterstützen. Man muss auch immer 
ein bisschen Demut haben davor, 
was diese Universitäten bisher geleis-
tet haben. -

War das Nein des Nationalrates für Sie 
auch eine persönliche Niederlage? 

Ich bin lange genug im Geschäft, um 
zu wissen, dass man manchmal auch 
verliert. Dennoch bin ich am Don­
nerstagabend nicht völlig locker im 
Zug heimwärts gesessen. Ich studiere 
an einer Lösung herum. II 

/ 


